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Drucksache 1143 


Kleine Anfrage 145 

der Fraktion der DP 


betr. Deutsche Forderungen an die amerikanischen Streit- 
kräfte bzw. an die französische Genie-Truppe 


Mit Schreiben vom 30. März 1954 - Drucksache 443 - hat der 
Herr Bundesminister der Finanzen zu der Kleinen Anfrage 33 
- Drucksache 299 - Stellung genommen und u. a. erklärt, daß die 
rückständigen Forderungen gegen die amerikanischen Streitkräfte 
„noch im Laufe des April so abschließend bearbeitet werden 
könnten, daß die Entscheidungen gefällt werden können”. 

Wie sich aus Veröffentlichungen in der Wirtschaftspresse ergibt, hat 
das amerikanische Hauptquartier jedoch erst im Oktober 1954 in 
Aussicht gestellt, die rückständigen Forderungen würden bis Anfang 
November auf gearbeitet, soweit sie nicht seit weniger als 30 Tagen 
vorliegen. 

Aus zahlreichen Klagen der Bauwirtschaft ergibt sich jedoch, daß 
diese Frist für die Aufarbeitung der rückständigen Forderungen 
keineswegs eingehalten worden sein kann. Auch das für die Ent- 
scheidung über Beschwerden (Appeals) beim amerikanischen Haupt- 
quartier eingesetzte Beschwerdeamt hat dem Vernehmen nach seine 
Tätigkeit mindestens im Jahre 1954 nicht mehr aufgenommen. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Welcher Stand ist in der Bearbeitung der rückständigen Forde- 
rungen gegen die amerikanischen Streitkräfte, die zum Teil drei 
Jahre alt sind, erzielt? 

2. Welche Schritte gedenkt die Bundesregierung zu unternehmen, 
um zur Vermeidung weiterer wirtschaftlicher Schäden zu erreichen, 
daß die berechtigten Ansprüche der deutschen Unternehmer nun- 
mehr innerhalb kürzester Frist befriedigt werden? 
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3. Welche Schritte gedenkt die Bundesregierung zu unternehmen, 
um die Abgeltung auch der Ansprüche nunmehr in kürzester Frist 
zu erwirken, die aus rückständigen Forderungen gegen die fran- 
zösische Genie-Truppe in beträchtlicher Höhe - vor allem auf 
Grund der Lohn- und Stoffpreiserhöhungen - bestehen und die 
teilweise seit 1951 fällig sind? 

4 . Ist sicher gestellt, daß für die durch die schleppende Bearbeitung 
entstandene Verspätung der Zahlungen angemessene Verzugszinsen 
gezahlt werden? 

5. Ist der Bundesregierung bekannt, daß einzelne Firmen durch den 
Zahlungsverzug bereits in ernste wirtschaftliche Schwierigkeiten 
geraten sind? Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung 
zu ergreifen, damit diese wirtschaftlichen Schäden wiedergutge- 
macht werden? 


Bonn, den 20. Januar 1955 


Dr. Schranz 
Dr. Elbrächter 

Dr. von Merkatz und Fraktion 



